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Zum Zweck der Finanzierung sowie dem Ausbau der Bahninfra-
struktur (FABI) sind u.a. die Steuerabzüge für Pendler seit Jah-
resbeginn bei der Bundessteuer auf CHF 3’000 beschränkt. 
Bei der Kantonssteuer sieht es differenzierter aus: Im Gegen-
satz zu nahezu allen Nachbarkantonen begrenzt der bernische 
Fiskus den Fahrkostenabzug auf CHF 6’700. Nur der Kanton 
Jura sieht die gleiche Begrenzung vor. Der Rest der umliegen-
den Kantone verzichtet weiterhin auf eine Beschränkung. Die 
Reduktion betrifft v. a. die Autofahrer mit einem Arbeitsweg von 
mehr als insgesamt rund 20 km pro Tag.

FABI hat auch Konsequenzen auf Arbeitnehmer mit Geschäfts-
fahrzeugen. Im Sinne der Gleichbehandlung mit den übrigen 
Arbeitnehmenden müssen sie sich ab diesem Jahr den Arbeits-
weg abzüglich des zulässigen Fahrkostenabzugs beim Bund 
resp. Kanton als geldwerten Vorteil anrechnen lassen. Dies 
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erfolgt in der privaten Steuererklärung. Die zusätzliche Erfas-
sung dieses fiktiven Einkommens bei den Sozialversicherungen 
bleibt den Steuerpflichtigen zum Glück erspart.

Wer im Aussendienst mit dem Geschäftsfahrzeug unterwegs 
ist, wird von der Aufrechnung verschont. Als Aussendiensttage 
gelten solche, an welchen der Arbeitsweg zur Firma (übliche 
permanente Arbeitsstätte) nicht oder nicht auf der direkten 
Route zurückgelegt wird. Dies kann sein, wenn der Mitarbei-
tende mit seinem Geschäftsfahrzeug vom Wohnort direkt zum 
Kunden und von dort aus wieder direkt zurückfährt (1/1 Aussen-
diensttag). Fährt er mit seinem Geschäftsfahrzeug zunächst zur 
Firma, dann weiter zum Kunden und am Abend direkt vom Kun-
den zurück an seinen Wohnort, gilt der Tag als Aussendiensttag. 
Regelmässige Home-Office Tätigkeit (z. B. 1 Tag pro Woche) ist 
ebenfalls als Aussendiensttag zu bescheinigen.



Die Erhebung des prozentualen Aussendienstanteils kann ent-
weder nach den effektiven Tagen oder gemäss den pauschalen 
Ansätzen der Steuerverwaltung erfolgen. Die effektive Ermitt-
lung bedingt, dass der Arbeitnehmer angewiesen wird, seine 
Aussendiensttage im Rahmen der Arbeitszeitnotierung fest-
zuhalten. Die daraus resultierenden Angaben müssen durch 
den Arbeitgeber überprüft werden, damit er seine Bescheini-
gungspflicht auf dem Lohnausweis (Urkunde) korrekt erfüllen 
kann. Die entsprechenden Unterlagen müssen im Rahmen 
einer behördlichen Überprüfung vorgelegt werden können. Die 
Aussendiensttage werden in Prozent des Totals an Arbeitsta-
gen angegeben, wobei 220 Arbeitstage für ein 100 %-Pensum 
gelten. Bei Teilzeitarbeit berechnet sich der Anteil Aussen-
dienst in Prozenten des Beschäftigungsgrades. Um unliebsame 
Überraschungen zu vermeiden, empfiehlt es sich, das geplante 
Erfassungsverfahren mit der Steuerverwaltung abzusprechen.

Sollte die jährliche Ermittlung der effektiven Aussendiensttage 
zu einer übermässigen Belastung für des Arbeitgebers führen 
(was durchaus sein könnte …), erlauben die Steuerbehörden 
die Angabe basierend auf vorgegebenen Pauschalen. In der 
Beilage zur «Mitteilung-002-D-2016-d» der ESTV vom 15. Juli 
2016 sind die für die Bundessteuer geltenden pauschalen Pro-

Die folgenden Ausführungen greifen ausgewählte Erfah-
rungen und Erkenntnisse aus der Erstanwendung des neuen 
Rechnungslegungsrechts auf, die wir im Zusammenhang mit 
der Erstellung resp. Prüfung von Einzelabschlüssen im KMU-
Umfeld gewonnen haben. 

Ausweis von Schwestergesellschaften
Mit dem neuen Rechnungslegungsrecht wurde der Ausweis 
von Nahestehenden vollständig überarbeitet. Nach dem Geset-
zeswortlaut sind nur noch über- bzw. untergeordnete Gesell-
schaften separat auszuweisen. Das neue Recht kennt keine 
Schwestergesellschaften, was in der Praxis zu Unsicherheiten 
betreffend deren Ausweis führte. Streng nach Gesetz sind For-
derungen sowie Verbindlichkeiten gegenüber Schwestergesell-
schaften nicht gesondert offenzulegen. Im Sinne der Transpa-
renz ist jedoch eine entsprechende Offenlegung zu empfehlen. 
Diese kann in den gesetzlich vorgesehenen Bilanzpositionen 
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zentsätze nach Funktionen bzw. Berufsgruppen enthalten. Die 
Mitteilung enthält weiter detaillierte Angaben zur Bescheini-
gung in Ziffer 15 des Lohnausweises. Erlaubt sei der Hinweis, 
dass diese Mitteilung für die Kantone nicht direkt verbindlich 
ist; Abweichungen sind also noch denkbar. 

Werden die Aussendiensttage durch den Arbeitgeber pau-
schal bescheinigt, steht es den Arbeitnehmenden im Rahmen 
des ordentlichen Veranlagungsverfahrens schliesslich frei, 
den Nachweis über den allenfalls höheren effektiven Anteil zu 
erbringen. Es empfiehlt sich, die betroffenen Mitarbeiter recht-
zeitig darauf hinzuweisen.

Es wird also höchste Zeit, die Arbeiten und die Kommunika-
tion rund um das Ausfüllen der Lohnausweise 2016 anzugehen. 
Gerne unterstützen wir Sie dabei; zögern Sie nicht, uns anzu-
rufen.

«gegenüber Beteiligten und Organen» oder «gegenüber Beteili-
gungen» vorgenommen werden mit gleichzeitiger Aufschlüsse-
lung im Anhang. Denkbar ist auch ein Ausweis als zusätzliche 
Bilanzposition «gegenüber Schwestergesellschaften».

Umfang des Anhangs zur Jahresrechnung
Im Vorfeld zur Umsetzung des neuen Rechnungslegungsrechts 
wurde erwartet, dass der Umfang des Anhangs im Vergleich 
zu den bisher geltenden rechtlichen Bestimmungen zunehmen 
würde. Insbesondere bei den Angaben über die in der Jahres-
rechnung angewandten Grundsätze sowie den Erläuterungen zu 
Positionen in Bilanz und Erfolgsrechnung wurde deutlich mehr 
Informationen erwartet. In der Praxis haben wir nun festgestellt, 
dass sich die Unternehmen im KMU-Umfeld in der Regel für 
eine auf das Minimum beschränkte Offenlegung entschieden 
haben. Die Grundsätze sind meist mit einem Verweis auf die Ein-
haltung der gesetzlichen Bilanzierungs- und Bewertungsgrund-
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Die Verrechnungssteuer hat nach Schweizer Recht eine reine 
Sicherungsfunktion, d. h. bei ordnungsgemässer Deklaration 
wird die abgeführte Verrechnungssteuer auf Vermögenser-
trägen (v. a. Dividenden) vollständig zurückerstattet. Statt die 
Verrechnungssteuer zu entrichten können Gesellschaften 
konzerninterne Dividenden aus wesentlichen Beteiligungen 
der Steuerverwaltung grundsätzlich nur melden. Dies ist aus 
Liquiditätsüberlegungen attraktiv. Halten sie die vorgegebene 
Deklarationsfrist von dreissig Tagen nach Fälligkeit jedoch nicht 
genau ein, müssen sie gemäss der seit 2011 eingeführten Pra-
xis der ESTV die Verrechnungssteuer bezahlen und können das 
erwähnte Meldeverfahren nicht mehr beanspruchen. Die Ver-
rechnungssteuern können die Unternehmen zwar später wie-
der zurückfordern, nicht aber den Verzugszins von fünf Prozent, 
der zusätzlich und ohne Mahnung ab dem Ende der 30-Tage-
frist erhoben wird.

Die Praxisänderung der ESTV im Jahr 2011 erfolgte basierend 
auf einem Bundesgerichtsentscheid, welcher die 30-Tage-Frist 
als gesetzliche Frist deklarierte und folglich ihrer Natur auch 
eine Verwirkungsfrist sei. Aufgrund dieses Bundesgerichtsur-
teils verwirkten zahlreiche Steuerpflichtige ihren Anspruch auf 
das Meldeverfahren, da Dividenden verspätet, d. h. nach 30 
Tagen an die ESTV gemeldet wurden. In der Folge wurde die 
Verrechnungssteuer gemäss der gesetzlichen Konzeption des 
Verrechnungssteuergesetzes («VStG») im ordentlichen Ver-
fahren erhoben, wodurch zusätzlich gesetzliche Verzugszinsen 
anfielen. So sind beim Bund bis März 2015 rund 600 Mio. CHF 
an Verzugszinsen zusammengekommen.

K L A R S T E L LU N G  D E R  L A N G J Ä H R I G E N  P R A X I S  B E I M  M E L D E V E R FA H R E N

Im Dezember 2013 wurde die parlamentarische Initiative «Klar-
stellung der langjährigen Praxis beim Meldeverfahren» ein-
gereicht und verlangte, die Praxisverschärfung der ESTV ab 
2011 sei zu stoppen und (mit Rückwirkung ab 2011) die zuvor 
angewendete Praxis wieder aufzunehmen, wonach bei Nicht-
einhaltung der 30-Tage-Frist weiterhin das Meldeverfahren 
beansprucht werden könne, allenfalls unter Verfügung einer 
Ordnungsbusse durch die ESTV. Am 30. 9. 2016 hat der Stände-
rat in der Schlussabstimmung zu diesem Geschäft den Weg frei 
gemacht und eine Änderung des VStG beschlossen. Danach 
soll das Meldeverfahren auch bei nicht rechtzeitiger Deklara-
tion unter Erhebung einer Ordnungsbusse gewährt werden. Die 
Deklarationsfrist stellt damit neu eine Ordnungsfrist dar. 

Die Änderung des Verrechnungssteuergesetzes soll rückwir-
kend auf 2011 in Kraft gesetzt werden. Der Ständerat ist in 
diesem Punkt dem Nationalrat gefolgt. Dies würde bedeuten, 
dass bisher erhobene Verzugszinsen zurückgefordert werden 
können.

Wegen einer verbliebenen Differenz in Sachen Bussen geht 
das Geschäft nochmals zurück an den Nationalrat. Die Geset-
zesänderung unterliegt dem Referendum. Ob dieses ergriffen 
wird, ist jedoch fraglich, da mit der Gesetzesänderung eine seit 
längerem geforderte Normalisierung bei der Verrechnungs-
steuer bzw. eine Abkehr von einem nicht begründeten Forma-
lismus erfolgt.

sätze gemäss OR abgehandelt. Zusätzlich notwendige Mehran-
gaben und Erläuterungen werden weiterhin wo möglich direkt 
in den Positionen der Bilanz und Erfolgsrechnung dargestellt.

Offenlegung Verbindlichkeiten aus Leasing-, Miet- und 
Baurechtsverträgen
Mit dem neuen Gesetzestext zur Offenlegung des Restbetrags 
der Verbindlichkeiten aus kaufvertragsähnlichen Leasingge-
schäften und anderen Leasingverpflichtungen hat der Gesetz-
geber eine Lücke des alten Rechnungslegungsrechts geschlos-
sen. Wurden bis anhin nur die offenen Leasingverbindlichkeiten 
bspw. für Autos und Kopierer offengelegt, sind neu auch die 
nicht innert 12 Monate kündbaren Verbindlichkeiten aus Miet- 
und Baurechtsverträgen anzugeben. Letztere ergeben meist 
hohe, vertraglich vereinbarte Verbindlichkeiten, über die der 
Bilanzleser bisher nicht informiert werden musste.

Die Erstanwendung bot insbesondere die Chance, die meist 
über die Jahre unverändert gebliebene Jahresrechnung grund-
sätzlich zu überarbeiten und mit neuen, für den Bilanzleser nütz-
lichen Informationen zu ergänzen. Die Anpassungen ergaben 
sich vorwiegend im Bereich der Darstellung und nur in Ausnah-
mefällen im Bereich der Bewertung (z. B. Beteiligungen).
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Unser Treuhand-aktuell ist eine Art «Hauszeitung», ein «Hausschreiben» der Gfeller + Partner AG, Treuhand
gesellschaft. Es erscheint unregelmässig, aber immer dann, wenn ein Tipp oder eine Aktualität uns wichtig 
genug erscheint, um unseren Kunden und Geschäftsfreunden dies zur Kenntnis zu bringen. Für individuelle 
Beratungen im dargestellten Themenkreis stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Animieren Sie Ihre Geschäfts-
freunde, uns ihre Adressen mitzuteilen, damit sie unser Treuhand-aktuell künftig direkt erhalten.
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PF, 3001 BERN
TEL	 031 310 40 00
FAX	 031 310 40 01
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Falls Sie zukünftig die elektronische Zustellung des Treuhand-aktuell bevorzugen, schicken Sie 
uns bitte ein Mail an meryl.schaedler@gfeller-partner.ch oder rufen Sie uns an.
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P E R S O N E L L E  V E R S TÄ R K U N G  A M  S I T Z  B E R N
Anfang Jahr hat Dominic Spieler (Jg. 1991) seine Tätigkeit als Sachbearbeiter im Treuhand- und Wirtschafts-
prüfungsbereich aufgenommen. Er ist Kaufmann EFZ und absolviert berufsbegleitend eine Weiterbildung an der 
HFW in Bern.
Am 1. September ist Christine Perler (Jg. 1976) am Sitz Bern eingetreten. Sie ist diplomierte Wirtschaftsprüferin 
und als zugelassene Revisionsexpertin bei der RAB registriert. Nebst mehrjähriger Erfahrung als Senior Mana-
gerin bei einer grossen Prüfungsgesellschaft bringt sie auch Qualitäten als Leiterin Finanzen und Informatik bei 
einer grossen Immobilienverwaltung mit.

P R Ü F U N G S E R F O LG
Janine Ruppert hat im Mai die Prüfung zur Fachfrau im Finanz- und Rechnungswesen mit eidg. Fachausweis 
erfolgreich bestanden. Wir gratulieren herzlich!

AU S Z U B I L D E N D E
Gfeller + Partner AG setzt nach wie vor auf die Ausbildung von jungen und motivierten Jugendlichen. Am 1. August 
2016 hat Ivan Ivanovic die Kaufmännische Grundausbildung am Sitz Langenthal begonnen. Er nimmt den Platz 
von Nadja Brühwiler ein. Wir freuen uns, dass wir Frau Brühwiler nahtlos am Sitz Bern weiterbeschäftigen dürfen.

V E R A B S C H I E D U N G
Vor rund 15 Jahren – im August 2001 – ist Hans Jörg Dubach zu Gfeller + Partner gestossen und hat mit dem 
Aufbau des Sitzes Bern begonnen. In der Zwischenzeit beschäftigen wir in Bern 15 Mitarbeitende und betreuen 
eine stetig wachsende Anzahl von Kunden. Mit seiner fachlichen Kompetenz, seiner Persönlichkeit und seinem 
grossen Beziehungsnetz hat Hans Jörg Dubach diese Entwicklung am Sitz massgeblich geprägt. Herr Dubach 
hat in den letzten beiden Jahren seine Nachfolge vorbereitet. Er ist nun an der Generalversammlung im Juni 
2016 aus der Partnerschaft von Gfeller + Partner ausgetreten. Hans Jörg Dubach behält seinen Arbeitsplatz bei 
Gfeller + Partner AG und betreut ausgewählte persönliche Kunden weiterhin. Der Verwaltungsrat der Gfeller + Part-
ner AG bedankt sich bei Hans Jörg Dubach ganz herzlich für sein grosses Engagement und seinen bedeutenden 
Beitrag an der Weiterentwicklung unserer Gesellschaft. 

N I E D E R L A S S U N G  B E R N  –  N E U E  P O S T FAC H - A D R E S S E
Die Postfachnummer entfällt und die Postleitzahl hat sich verändert. Neu gilt
Gfeller + Partner AG, Amthausgasse 6, Postfach, 3001 Bern
Wir danken für die Kenntnisnahme.

AU TO M AT I S C H E R  I N F O R M AT I O N S -

AU S TAU S C H  –  B A L D  AU C H  I N  D E R 

S C H W E I Z ?

Am 1. Januar 2017 treten die gesetzlichen Grundlagen zum 
automatischen Informationsaustausch mit dem Ausland in 
Kraft. In diesem Zusammenhang werden mehr und mehr Stim-
men laut die fordern, dass der automatische Informationsaus-
tausch auch im Inland eingeführt werden soll. Banken drängen 
die inländischen Kunden vermehrt, nicht versteuerte Gelder und 
Wertschriften mit einer Selbstanzeige offen zu legen bzw. ver-
langen vermehrt eine Bestätigung über die Steuerkonformität 
der Vermögenswerte.

Obwohl der innerschweizerische Informationsaustausch nicht 
im Gesetz verankert ist und ein solcher grundsätzlich eine Auf-
hebung des heute bestehenden (bereits aufgeweichten) Bank-
geheimnisses bedeuten würde, ist die diesbezügliche steuer-
politische Entwicklung in diesem Zusammenhang zu verfolgen, 
um bei Bedarf frühzeitig Massnahmen zur Vermeidung steuer-
strafrechtlicher Folgen im Falle einer Nichtdeklaration ergreifen 
zu können.
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